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Liebe Leserinnen und Leser,

im Betrieb der Eisenbahnen hat es in den vergangenen Jahren eine Vielzahl
von technischen Änderungen und Weiterentwicklungen im Regelwerk
gegeben. Beispielhaft zu nennen ist hier die Harmonisierung der Fahr-

dienstvorschriften der ehemaligen Deutschen Reichsbahn und der ehemali-
gen Deutschen Bundesbahn. Parallel dazu wurden Begriffe und Funktionen

vereinheitlich. Die Konzernrichtlinie 408 kennt heute nur zehn Funktionen, von
denen grundsätzlich nur vier Tätigkeiten im Bahnbetrieb ausführen.

Durch neue und kostengünstige Möglichkeiten in der Datenverarbeitung und
-übertragung konnten die Stellwerkstechnik und die bestehenden

Betriebsverfahren weiterentwickelt werden, so z.B. der signalisierte
Zugleitbetrieb zum elektronisch signalisierten Zugleitbetrieb (ESZB).

Auch in den so genannten Rangierbereichen der
Bahnhöfe und Bereichen der Instandhaltungs-
stellen sind technische Neuerungen umgesetzt

und werden sicher in den nächsten Jahren
ausgeweitet. Ortsgestellte Weichen, aber auch

wärtergestellte Weichen werden durch elektrisch
ortsgestellte Weichen (EOW) ersetzt. Neben der
Möglichkeit der Beschleunigung der Abläufe und
u.U. auch einer gewissen „Komfortsteigerung“
führt dies auch dazu, dass sich auch die Tätig-
keiten der Mitarbeiter im Bahnbetrieb ändern.
Insbesondere für die Triebfahrzeugführer stellt
sich hier nun die Frage: Gelten die bisherigen
Regeln für das Rangieren in EOW-Bereichen

weiter? An dieser Stelle schon ein eindeutiges
„Ja!!“. In einem Leserforum werden die Fragen:
„Ist der Triebfahrzeugführer ein Weichenwärter

oder ein Bediener von Signalanlagen?“ und „Ergeben die für einen Weichen-
wärter maßgebenden Regeln in der Konzernrichtlinie in diesem Zusammen-

hang noch Sinn?“ ausführlich behandelt und anschaulich erläutert.

Der Arbeits- und Unfallschutz kommt natürlich in der Ihnen vorliegenden
Ausgabe der „BahnPraxis“ nicht zu kurz. In einem Artikel der Eisenbahn-
Unfallkasse (EUK) werden Ihnen verschiedene Möglichkeiten zum „Kopf-

schutz“ erläutert.

Viel Spaß beim Lesen wünscht Ihnen
die Redaktion der „BahnPraxis“

BahnPraxis Leserforum – Rangie-
ren in Gleisbereichen mit EOW
Elektrisch ortsgestellte Weichen (EOW)
– eine kostengünstige Lösung sowohl
für Eisenbahninfrastruktur– als auch Ei-
senbahnverkehrsunternehmen – was ist
anders als beim Rangieren mit ortsge-
stellten Weichen herkömmlicher Art.
Praktiker haben dazu Fragen, „Bahn-
Praxis“ antwortet.

Seite 27

„Spätablenkung“ und Baumaßnah-
men – Auswirkungen durch Einfüh-
rung des Yen-Zeichens
Seit Einführung des Yen-Zeichens wird
öfter die Frage gestellt, inwieweit Re-
geln zur Spätablenkung im Zusammen-
hang mit der Durchführung von Bauar-
beiten noch erforderlich sind. Dieser
Beitrag gibt darauf Antworten mit Erläu-
terungen.

Seite 31

Der Kluge schützt seinen Kopf oder
Profis tragen Kopfschutz
Inzwischen ist bei vielen Freizeitsportar-
ten der Kopfschutz selbstverständlich.
Aber wie sieht es im Arbeitsbereich aus?
Immer wieder kommt es zu lebensge-
fährlichen Schädelverletzungen, weil
„wenig professionell“ bzw. „unklug“ ge-
handelt wird.

Seite 33
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Allgemeines
Die betrieblichen Situationen,
die in den so genannten Ne-
bengleisbereichen mit einge-
richteter EOW-Technik erlebt
werden, sind nicht neu; denn
„Ortsgestellte Weichen“ sind
fast so alt wie die Eisenbahn.
Seit es Weichen gibt, gibt es
auch Mitarbeiter, die für die
Weichen zuständig sind; das
sind Menschen, die Weichen
„warten“. Das bedeutet, dass
sie die Weichen bedienen, reini-
gen, ölen, schmieren, pflegen.
„Warten“ heißt aber auch in die-
sem Zusammenhang: Für et-
was da sein, auf etwas aufpas-
sen. Hieraus sind die Begriffe
„Wärter“ und „Weichenwärter“
entstanden. Der Begriff „Wei-
chenwärter“ wird zurzeit in der
Konzernrichtlinie 408 aus-
schließlich für die Bezeichnung
desjenigen Mitarbeiters verwen-
det, der dem Rangieren zu-
stimmt. Ein Mitarbeiter, der
Weichen – das sind Signalanla-
gen – bedient, wird nach den
Regeln der Richtlinie 482.9001
Abschnitt 2 als „Bediener“ be-
zeichnet.

Modul 482.9001
Abschnitt 2 Bediener
mit der Bedienung von Sig-
nalanlagen betraute Mitar-
beiter (z.B. Fahrdienstleiter,
Weichenwärter, Schranken-
wärter, Zugpersonal)

Die Regel im Modul 408.0822
Abschnitt 1 Absatz 2 besagt
nun, dass ortsgestellte Weichen
oder Gleissperren vom Rangier-
personal bedient werden.

Modul 408.0822
Abschnitt 1 Absatz 2
Ortsgestellte Weichen oder
Gleissperren müssen vom
Rangierpersonal bedient
werden.

Mitarbeiter des Rangierperso-
nals können daher Bediener
ortsgestellter Weichen sein.

In der Konzernrichtlinie 408 ist
und wird auch künftig nicht be-
stimmt, welche Personen zum
Rangierpersonal gehören. Aus
den Regeln im Modul 408.0801

Abschnitt 2 geht unmissver-
ständlich hervor, dass in der
Regel der Tf rangiert und dass
Aufgaben einem Rangierbeglei-
ter übertragen werden dürfen.

Modul 408.0801
Abschnitt 2
In der Regel rangiert der
Triebfahrzeugführer. Im
Rangier- oder Dienstplan
oder in einer Betra können
Aufgaben des Triebfahr-
zeugführers einem Rangier-
begleiter übertragen sein.
Als Tf dürfen Sie Aufgaben
einem Rangierbegleiter
übertragen.

Nach anderen Regeln der Kon-
zernrichtlinie 408 dürfen auch
Aufgaben von Rangierern wahr-
genommen werden, z.B. die
Weitergabe von Rangiersigna-
len während der Fahrt nach
Modul 408.0801 Abschnitt 4
Absatz 6.

Modul 408.0801
Abschnitt 4 Absatz 6
... Wird dem Triebfahrzeug-
führer die Aufnahme der
Rangiersignale erschwert,
müssen Sie als Rangierbe-
gleiter einen oder mehrere
Rangierer zur Weitergabe
der Signale bestimmen.

Wenn bestimmt ist, dass orts-
gestellte Weichen vom Rangier-
personal bedient werden, ist in
der Regel der Tf gemeint, weil
er in der Regel rangiert (siehe
hierzu weiter oben).

Der Tf ist somit Bediener der
Weichen (Signalanlagen).

Der Weichenwärter stimmt dem
Rangieren zu. Er darf die Zu-
stimmung erst geben, wenn
u.a. der Fahrweg eingestellt ist.
Zum Fahrweg können Weichen
oder Gleissperren gehören. Er
stellt den Fahrweg in der Regel
als Bediener ferngestellter Wei-
chen ein. Ferngestellte Weichen
werden von einem Bediener
vom Stellwerk aus gestellt.

Ortsgestellte (auch elektrisch
ortsgestellte) Weichen müssen,
wie bereits weiter oben er-
wähnt, vom Rangierpersonal

Rangieren in
Gleisbereichen
mit (elektrisch)
ortsgestellten

Weichen
Praktiker fragen – „BahnPraxis“ antwortet

Für Nebengleise in Bahnhöfen sind mit Hilfe moderner
und bedarfsgerechter signal- und sicherungstechnischer

Einrichtungen kostengünstige Lösungen gefragt. Eine
mögliche Lösung besteht darin, die Nebengleise mit

elektrisch ortsgestellten Weichen (EOW) auszurüsten. In
EOW-Bereichen stellt der Triebfahrzeugführer (Tf) also

für seine Rangierfahrt den Fahrweg selbst ein.

Ist in solchen Fällen der Triebfahrzeugführer ein
Weichenwärter oder ein Bediener von Signalanlagen?
Muss die Funktion eines Weichenwärters überhaupt
noch erfüllt werden bzw. kann auf diese verzichtet

werden? Ergeben die für einen Weichenwärter maßge-
benden Regeln der Konzernrichtlinie 408 in diesem
Zusammenhang noch einen Sinn? Solche und noch
weitere Fragen stellten Praktiker an „BahnPraxis“.
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gestellt werden. Sind ortsge-
stellte Weichen durch ein „W“
gekennzeichnet, ist für sie ein
Bediener zuständig. Die Wei-
chen dürfen dann nur mit Zu-
stimmung des zuständigen Be-
dieners umgestellt werden.

In fast allen Fällen nimmt der
Bediener von ferngestellten
Weichen – also derjenige, der
die Weichen von einem Stell-
werk aus bedient – die Aufga-
ben des Weichenwärters wahr.
Der Weichenwärter stellt als
Bediener den Fahrweg ein. Sind
im Fahrweg ortsgestellte Wei-
chen vorhanden, die vom Ran-
gierpersonal zu stellen sind,
muss das Rangierpersonal dem
Weichenwärter die Stellung der
ortsgestellten Weichen mittei-
len. Nur so kann auch der Wei-
chenwärter die für die Zustim-
mung zur Rangierfahrt gefor-
derte Bedingung erfüllen, dass
der Fahrweg eingestellt ist.

Wird hingegen ein Fahrweg be-
nutzt, in dem sich ausschließ-
lich ortsgestellte Weichen be-
finden – beispielsweise in Ne-
bengleisbereichen mit EOW,
muss der Tf den Fahrweg selbst
einstellen. Somit übernimmt er
auch die übrigen Aufgaben des
Weichenwärters, weil ein ande-
rer Mitarbeiter nicht anwesend
ist. Mit anderen Worten: Der in
Gleisbereichen mit ortsgestell-
ten Weichen rangierende Tf
muss die für einen Weichen-
wärter bestimmten Regeln der
Modulgruppe 408.08 „Rangie-
ren“ beachten.

Frage 1
Wer erteilt dem Triebfahr-
zeugführer die Zustimmung
zur Rangierfahrt?

Die Zustimmung zur Rangier-
fahrt erteilt der Tf sich selbst.

Nach den Regeln der Modul-
gruppe 408.08 „Rangieren“ er-
teilt der Weichenwärter die Zu-
stimmung zur Rangierfahrt.

Modul 408.0811
Abschnitt 3 Absatz 1 a
Bevor Fahrzeuge bewegt
werden, ist in der Regel die

Zustimmung des Weichen-
wärters erforderlich.

Die Aufgaben des Weichenwär-
ters in Gleisbereichen mit orts-
gestellten Weichen nimmt in der
Regel der Tf wahr, weil er zum
Rangierpersonal gehört, nach
Modul 408.0822 Abschnitt 1
Absatz 2 ortsgestellte Weichen
und Gleissperren bedient und
somit den Fahrweg einstellt, was
wiederum eine der Bedingung
für das Erteilen der Zustimmung
durch den Weichenwärter ist.

Bedient ein Rangierbegleiter –
soweit ihm der Tf nach Modul
408.0801 Abschnitt 2 diese
Aufgabe übertragen hat – orts-
gestellte Weichen, stellt er den
Fahrweg ein. Der Tf muss die
anderen Aufgaben nach Modul
408.0811 Abschnitt 3 Absatz 1
b, die in der Regel der Weichen-
wärter vor Erteilen der Zustim-
mung wahrnehmen muss,
selbst ausführen, soweit er ihre
Erledigung nicht auch dem Ran-
gierbegleiter übertragen hat. Der
Rangierbegleiter muss dann
dem Triebfahrzeugführer mittei-
len, dass er ihm übertragene
Aufgaben erledigt hat.

Modul 408.0821
Abschnitt 1
Wenn Sie als Rangierbeglei-
ter Aufgaben des Triebfahr-
zeugführers wahrnehmen,
müssen Sie die Ausführung
der Aufgaben dem Trieb-
fahrzeugführer bestätigen.

Es muss hierbei beachtet wer-
den, dass der Triebfahrzeug-
führer nur einzelne Aufgaben an
den Rangierbegleiter übertra-
gen darf. Es bleiben daher in
der Regel Aufgaben übrig, die
er selbst erledigen muss.
Hieraus folgt, dass die Zustim-
mung, die der Weichenwärter
erteilt, vom Tf sich selbst gege-
ben wird, d.h., die Zustimmung
entfällt.

Die Bedingungen, die der Wei-
chenwärter erfüllen muss, be-
vor er zustimmt, müssen selbst-
verständlich vom Tf erfüllt sein,
und zwar, wenn er ortsgestellte
Weichen bedient und bevor er
mit dem Rangieren beginnt.

Frage 2
Wer stellt den für die Ran-
gierfahrt vorgesehenen
Fahrweg ein?

Der Bediener ortsgestellter
Weichen und Gleissperren. Dies
ist in der Regel der Tf. Siehe
hierzu nochmals die Ausführun-
gen zu Punkt „Allgemeines“ und
der Antwort zu Frage 1.

Frage 3
Welche Funktion übt derje-
nige aus, der feststellt, dass
der Fahrweg eingestellt ist
und welche Bestimmungen
zu beachten sind?

Aus Sicht der Konzernrichtlinie
408 übt er die Funktion eines
Weichenwärters aus.

Ein Mitarbeiter, der den Fahr-
weg einstellt, ist zugleich auch
Bediener der Signalanlagen
„Weiche“ oder „Gleissperre“.
Nach den Regeln im Modul
408.0811 Abschnitt 3 Absatz 1
b Nr. 3 darf der Weichenwärter
die Zustimmung zum Rangie-
ren erst erteilen, wenn der Fahr-
weg eingestellt ist. Der Tf stellt
selbst die Weichen und Gleis-
sperren. Er nimmt die Aufgabe
nach Modul 408.0811 Abschnitt
3 Absatz 1 b Nr. 3 wahr. Er hat
auch die anderen Bedingungen
zu erfüllen, die im Modul
408.0811 Abschnitt 3 Absatz 1
b (und c) genannt sind. Außer
dem Tf ist kein anderer Mitar-
beiter anwesend. Folglich ist der
Tf auch Bediener der Signalan-
lagen und zugleich beachtet er
die für den Weichenwärter maß-
gebenden Regeln der Modul-
gruppe 408.08 „Rangieren“.
Überträgt er einzelne Aufgaben
an einen Rangierbegleiter, „ar-
beitet dieser ihm zu“ und mel-
det die Erledigung der übertra-
genen Aufgaben.

Frage 4
Was muss beachtet werden,
wenn eine Weiche aufgefah-
ren wurde?

Die Regeln sind im Modul
408.0911 Abschnitt 1 gegeben.

Weichen dürfen nicht aufgefah-
ren werden. Ist es dennoch ge-
schehen, dürfen sie nur in Auf-
fahrrichtung geräumt werden.
Weitere Regeln hierzu sind in
der Richtlinie 482.9001 Ab-
schnitt 14 Absatz 1 enthalten.
Auch ein Triebfahrzeugführer
(hier: ein mit Aufgaben des
Weichenwärters betrauter Tf)
darf den ordnungsgemäßen
Zustand an Ort und Stelle fest-
stellen. Ist der Zustand ord-
nungsgemäß, darf sie befahren
werden.

Frage 5
Welche konkreten Sofort-
maßnahmen sind erforder-
lich, wenn eine unbefahrba-
re Stelle im Gleis entdeckt
wurde?

Eine unbefahrbare Stelle im Gleis
kann beispielsweise ein Schie-
nenbruch sein. Diese unbefahr-
bare Stelle bedeutet zunächst
eine Gefahr für den Bahnbetrieb
(hier: für das Rangieren). Ein Tf,
der in einem Gleisbereich mit
ortsgestellten Weichen rangiert,
ist verpflichtet, in eigener Verant-
wortung umsichtig und ent-
schlossen alles zu tun, um die
Gefahr für das Rangieren abzu-
wenden. Ggf. geschieht dies
durch das Geben von Signal Sh
3 (DS 301) bzw. Sh 1 (DV 301) –
Kreissignal, bis die Stelle durch
andere Maßnahmen, z.B. durch
das Aufstellen von Wärterhalt-
scheiben (DS 301) bzw. Halt-
scheiben des Wärterhaltsignals
(DV 301) gegen das Befahren
gesichert wurde.

Modul 408.0801
Abschnitt 7
Bei Gefahr müssen Sie Fahr-
zeuge anhalten, soweit nicht
die Gefahr durch das An-
halten vergrößert wird. Ge-
fahr müssen Sie auch für
Nachbargleise annehmen,
wenn nicht einwandfrei fest-
gestellt wird, dass die Nach-
bargleise befahren werden
können.

Frage 6
Wer ist für die Sperrung/Ab-
riegelung eines Gleises oder
Weiche/Kreuzung mit einer
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unbefahrbaren Stelle verant-
wortlich und wer führt dies
durch?

Für die Sperrung/Abriegelung
eines Gleises oder Weiche/
Kreuzung mit einer unbefahr-
baren Stelle ist der Fahrdienst-
leiter verantwortlich. Der Fahr-
dienstleiter darf für die Abriege-
lung eines Gleises einen Trieb-
fahrzeugführer oder auch an-
dere Mitarbeiter mit Aufgaben
beauftragen, die er selbst nicht
erledigen kann.

Maßgebend ist hierzu das Mo-
dul 408.0472 (Bahnhofsgleise
sperren). Das Modul gilt nach
der Übersicht auf Seite IX der
Konzernrichtlinie 408.01 – 09
für Bediener von Stellwerken –
ausgenommen Weichenwärter.
Im Modul 408.0472 Abschnitt 1
heißt es: „Als Fahrdienstleiter
müssen Sie Gleise – auch Ab-
schnitte von Gleisen oder Wei-
chen – sperren, wenn a) sie
unbefahrbar geworden sind...

Hieraus folgt, dass nach wie vor
ein Fahrdienstleiter für den Gleis-
bereich zuständig sein muss,
obwohl er die Weichen in die-
sem Bereich nicht selbst be-
dient. Da nun der Fahrdienstlei-
ter laut o.g. Modul für das Ab-
riegeln sorgen muss, darf er die
Aufgabe einem anderen Mitar-
beiter übertragen, z.B. dem
Bediener dieser Anlage (hier:
Gleisbereich mit von Hand oder
durch andere technische Ein-
richtungen umstellbare Wei-
chen, z.B. elektrisch ortsgestell-
te Weichen).

Modul 408.0111
Abschnitt 2
Aufgrund von Regeln dieser
Richtlinie dürfen Tätigkeiten
des Fahrdienstleiters, Wei-
chenwärters, Triebfahrzeug-
führers oder Zugführers an-
deren Mitarbeitern übertra-
gen werden oder...

Dieser kann wiederum ein Tf
sein oder auch ein anderer Mit-
arbeiter, der die Abriegelung im
Auftrag des Fahrdienstleiters
vornimmt und dem Fdl die Aus-
führung der Arbeiten bestäti-
gen muss.

Frage 7
Im Rahmen des Verständi-
gens beim Rangieren teilt der
Weichenwärter dem Tf Be-
sonderheiten mit, die der
Triebfahrzeugführer wäh-
rend seiner Rangierfahrt
auch zu beachten hat, z.B.
abgeschaltete Oberleitung
oder unbefahrbare oder
langsam zu befahrende Stel-
le im Gleis.

Wer teilt dem Tf Besonder-
heiten mit, die bei der Durch-
führung von Rangierfahrten
in, innerhalb und aus Gleis-
bereichen mit ortsgestellten
Weichen zu beachten sind?

Bei der Durchführung von
Rangierfahrten muss stets klar
sein, wer die Aufgaben des
Weichenwärters wahrnimmt
bzw. wahrzunehmen hat; denn
dieser muss den Tf immer über
Besonderheiten, die für die Ran-
gierfahrt von sicherheitsrelevan-
ter Bedeutung sind, verständi-
gen. Wenn z.B. eine Rangier-
fahrt von Gleis 10 nach Gleis
103 durchgeführt wird und die-
se Fahrt in einen Gleisbereich
mit ausschließlich ortsgestell-
ten Weichen führt, wird der Tf
als Ziel der Fahrt Gleis 103 an-
geben und hierbei wissen, dass
er die in diesem Gleisbereich
gelegenen Weichen, weil sie
ortsgestellt sind und er zum
Rangierpersonal gehört, selbst
umstellen muss, soweit sie nicht
schon für seinen Fahrweg rich-
tig gestellt sind (Abbildung 1).

Der für den Gleisbereich mit fern-
gestellten Weichen zuständige
Weichenwärter muss in diesem
Falle den Tf auch über im Gleis
103 vorkommende und für die
Durchführung der Rangierfahrt
sicherheitsrelevanten Beson-
derheiten verständigen. Zumeist
handelt es sich hierbei um fahr-
wegseitige Besonderheiten,
z.B. abgeschaltete Oberleitung,
Gefahrstelle im Gleis usw. Die-
ser Weichenwärter wiederum
muss dann von einem anderen
und zuständigen Mitarbeiter
über solche Besonderheiten
verständigt werden. Für eine
solche Verständigung können
zusätzliche Regeln in den Örtli-
chen Richtlinien zu Modul
408.0801 Abschnitt 6 der Kon-
zernrichtlinie 408 gegeben sein.

Rangiert jedoch ein Triebfahr-
zeugführer nur innerhalb eines
Gleisbereichs mit ortsgestellten
Weichen, nimmt er für alle Wei-
chen die Aufgaben eines Be-
dieners wahr, er stellt selbst den
Fahrweg ein und nimmt Aufga-
ben wahr, die einem Weichen-
wärter vor Erteilen der Zustim-
mung zur Rangierfahrt aufge-
tragen sind (Abbildung 2). Er
nimmt dann – wie weiter oben
schon mehrmals ausgeführt
wurde – Aufgaben eines Wei-
chenwärters nach den Regeln
der Modulgruppe 408.08 wahr.
Mit anderen Worten: Er beach-
tet die für den Weichenwärter
maßgebenden, und zwar in
Modulgruppe 408.08 enthalte-
nen Regeln, so weit er sie für

den jeweils zu betrachtenden
Einzelfall auch beachten muss.

Jedoch ist der Umstand zu be-
rücksichtigen, dass der mit Auf-
gaben des Weichenwärters
betraute Tf nicht immer und
ausnahmslos über alle Beson-
derheiten des für ihn betroffe-
nen Gleisbereiches verständigt
ist, die ihm aber auf Grund der
Beachtung von für einen Wei-
chenwärter maßgebenden Re-
geln der Konzernrichtlinie 408
bekannt sein müssten.

Modul 408.0811
Abschnitt 1 Absatz 3 a
Als Weichenwärter müssen
Sie dem Triebfahrzeugfüh-
rer Besonderheiten (z.B.
gestörte Bahnübergangssi-
cherung, erloschenes Sig-
nal, abgeschaltete oder ge-
störte Oberleitung, beson-
derer Fahrweg) mitteilen, die
beim Durchführen der Be-
wegung zu beachten sind...

Um nun diese Verständigungs-
lücke zu schließen, schlägt
„BahnPraxis“ vor, dass immer
dann, wenn der Tf nur innerhalb
von Gleisbereichen mit ortsge-
stellten Weichen rangiert und
folglich mit Aufgaben des Wei-
chenwärters betraut ist, die Art
und den Zeitpunkt des Verstän-
digens eines Tf über Besonder-
heiten in den Örtlichen Richtlini-
en, und zwar zu Modul
408.0801 Abschnitt 6, unter
dem Stichwort „Besonderhei-
ten beim Rangieren“, zusätzlich
zu regeln.

Abbildung 1
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Modul 408.0801
Abschnitt 6
Örtliche Besonderheiten für
das Rangieren sind in den
Örtlichen Richtlinien be-
kannt gegeben.

Beispiele für zusätzliche Regeln
zu Modul 408.0801 Abschnitt 6
in den Örtlichen Richtlinien für
das Verständigen über in Gleis-
bereichen mit ortsgestellten
Weichen vorkommende Beson-
derheiten, die beim Rangieren
von einem Tf beachtet werden
müssen:

� Es könnte zusätzlich gere-
gelt werden, dass der au-
ßerhalb des Gleisbereichs
mit ortsgestellten Weichen
zuständige Weichenwärter
vom Tf, und zwar noch vor
Beginn des Rangierens im
Gleisbereich mit ortsgestell-
ten Weichen, über etwaige

Besonderheiten zu befragen
ist.

� Wäre ein anderer Mitarbei-
ter des betroffenen Gleis-
bereichs zuständig, könnte
angeordnet werden, dass
dieser vom Tf vor Beginn
des Rangierens in Gleisbe-
reichen mit ortsgestellten
Weichen über etwaige Be-
sonderheiten zu befragen ist
(Abbildung 2).

� Es könnte zusätzlich gere-
gelt werden, dass Nachwei-
se zu führen sind, die der Tf
vor Beginn des Rangierens
in Gleisbereichen mit orts-
gestellten Weichen einse-
hen muss und durch die er
dann über Besonderheiten
verständigt wird.

� Es könnte zusätzlich gere-
gelt werden, dass der in

Gleisbereichen mit ortsge-
stellten Weichen rangieren-
de Tf mithilfe der für ihn be-
stimmten Arbeitsunterlagen
(Dienstplan u.a.) über Be-
sonderheiten verständigt
wird.

Für welche der o.g. Varianten
sich der Planer bzw. Ersteller
von Örtlichen Richtlinien zur
Konzernrichtlinie 408 nun ent-
scheidet, ist eine Frage der
Zweckmäßigkeit und örtlich
vorhandenen Gegebenheiten.

Über Besonderheiten, die für
die Durchführung von Rangier-
fahrten von einem Gleisbereich
mit ortsgestellten Weichen in
einen Gleisbereich mit Weichen,
die von einem Stellwerk fernge-
stellt werden, wird der Tf von
dem Weichenwärter verstän-
digt, der für den Bereich mit
ferngestellten Weichen zustän-
dig ist (Abbildung 3).

Frage 8
Ist der Tf des EVU X ver-
pflichtet, den Triebfahrzeug-
führer des EVU Y über Be-
sonderheiten beim Rangie-
ren in Gleisbereichen mit
ortsgestellten Weichen zu
verständigen?

Es wird schwierig werden, wenn
verlangt werden soll, dass der
Tf des einen Eisenbahnver-
kehrsunternehmens den Tf ei-
nes anderen Eisenbahnver-
kehrsunternehmens über Be-
sonderheiten verständigen soll.
Es spielt dabei keine oder eine
untergeordnete Rolle, ob die Tf
für das gleiche oder für ver-
schiedene Unternehmen arbei-
ten.

Obwohl wir weiter oben den Tf
die Aufgaben des Weichenwär-
ters übertragen haben, können
sie für andere Tf kein Weichen-
wärter sein. Nun könnte man
annehmen, dass der mit Aufga-
ben des Weichenwärters be-
traute Tf den Weichenwärter des
benachbarten Stellwerks ver-
ständigen muss, wenn eine
Rangierfahrt über den eigenen
Rangierbezirk hinaus durchge-
führt werden soll.

Modul 408.0811
Abschnitt 3 Abschnitt 1 b
Wenn eine Rangierfahrt über
Ihren Bezirk hinaus durch-
geführt werden soll, müs-
sen die beteiligten Weichen-
wärter zugestimmt haben...

Jedoch gibt es innerhalb einer
EOW-Anlage kein benachbar-
tes Stellwerk und folglich auch
keinen eigenen Rangierbezirk,
über den hinaus rangiert wer-
den soll. Alle Tf rangieren im
gleichen Bezirk und sie erfüllen
auch jeder für sich die Aufga-
ben eines Weichenwärters im
gleichen Bezirk.

Frage 9
Wie soll sich nun ein im Gleis-
bereich mit ortsgestellten
Weichen rangierender Tf ver-
halten, wenn ggf. auch an-
dere Triebfahrzeugführer im
gleichen Bezirk rangieren?

Abbildung 2

Abbildung 3
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Mit Fahrplanwechsel am
11.12.2006 wurde das „¥“ zur
Aufnahme in die Verzeichnisse
der örtlich zulässigen Geschwin-
digkeiten (VzG) sowie in die
Fahrpläne eingeführt. Grundla-
ge hierfür bildeten Regelwerks-
anpassungen in Ril 457 sowie
KoRil 408.

Das „¥“ kennzeichnet das Ende
eines an ein Ausfahrsignal (im
Bahnhof) bzw. an ein Blocksig-
nal (an einer Abzweigstelle) an-
schließenden Weichenbereichs,
symbolisiert also bezogen auf
diese Signale die Stelle im Fahr-
weg eines Zuges, an der für den
Triebfahrzeugführer die Bedin-
gungen zum Durchfahren des
anschließenden Weichenbe-
reichs enden (siehe Beitrag „Die
Bedeutung des Yen-Zeichens“
in „BahnPraxis“ 2/2006).

Seit Einführung des „¥“ wird
nun vermehrt die Frage aufge-
worfen, welche Auswirkungen
diese auf die bestehenden Re-
geln zur „Spätablenkung“ ins-
besondere im Zusammenhang
mit der Durchführung von Bau-
maßnahmen hat. Hier werden
von betroffenen Mitarbeitern
Vereinfachungen bis hin zum
Wegfall der Regeln erwartet.
Doch ist diese auf den ersten
Blick durchaus logische
Schlussfolgerung tatsächlich in
letzter Konsequenz zwingend?
Nachfolgender Beitrag soll
hierzu Aufschluss geben.

Der Tf geht zunächst davon aus,
dass er allein rangiert. Er braucht
nicht einen anderen Tf/Wei-
chenwärter ausfindig zu ma-
chen bzw. zu suchen, denn er
fährt nicht über den eigenen
Bezirk hinaus. Dass er beim
Stellen der Weichen z.B. die
Regeln im Modul 408.0131
Abschnitt 1 und 2 (Umstellver-
bot unter Fahrzeugen) beach-
ten muss, wird hierbei voraus-
gesetzt. Siehe hierzu auch die
Antwort auf Frage 8. Stellt je-
doch der Triebfahrzeugführer für
seine Rangierfahrt eine Gefahr
durch andere Rangierfahrten
fest, muss er vor Beginn der
Fahrzeugbewegung den oder
die betroffenen Tf hiervon ver-
ständigen.

Modul 408.0811
Abschnitt 1 d Nr. 2
Bevor Fahrzeuge bewegt
werden, müssen Sie als
Triebfahrzeugführer verstän-
digen: Andere Triebfahr-
zeugführer, die Fahrzeugbe-
wegungen durchführen,
wenn eine gegenseitige
Gefährdung eintreten kann.

Wie schnell man aber im Einzel-
fall, z.B. bei Nebel, bei unüber-
sichtlichen Gleisverhältnissen,
bei einer Fahrt in ein besetztes
Gleis oder bei einer Vielzahl von
gleichzeitig stattfindenden Ran-
gierfahrten innerhalb eines
Gleisbereichs mit ortsgestellten
Weichen fährt, das bestimmt –
je nach wahrgenommener Si-
tuation – der Tf so, dass an der
beabsichtigten Stelle sicher und
auch im Gefahrfall möglichst
noch rechtzeitig angehalten
werden kann.

Modul 408.0821
Abschnitt 3 Absatz 1
Beim Rangieren müssen Sie
als Triebfahrzeugführer die
Geschwindigkeit so regeln,
dass Sie
- vor Halt gebietenden Sig-
nalen,
- vor Fahrzeugen,
- vor Gefahrstellen, die ei-
nen Halt erfordern (Örtliche
Richtlinien oder Betra) oder
- an der beabsichtigten Stel-
le
anhalten können...              �

„Spätablenkung“
und Bau-

maßnahmen –
Auswirkungen

durch Einführung
des Yen-Zeichens
Thomas Schill, DB Netz AG, Frankfurt am Main

Fahren und Bauen
bei der DB Netz AG

Die Erhaltung der Verfügbarkeit,
der Ausbau sowie die Anpas-
sung des Schienennetzes der
DB Netz AG an die wechseln-
den Bedürfnisse des Verkehrs-
marktes erfordern in erhebli-
chem Umfang die Planung und
Durchführung von Baumaßnah-
men. In den seltensten Fällen
kann jedoch zur Durchführung
derselben eine Strecke im Bau-
abschnitt total für den Zugver-
kehr gesperrt werden, da dies
dem Primärziel der DB Netz AG
„Trassenverkauf“ entgegen
wirkt und dieser somit die exis-
tenzielle Basis „Trasseneinnah-
men“ entzöge. Die sich aus die-
ser „Zwangssituation“ ergeben-
den Koordinationsaufgaben,
den Zugbetrieb trotz baubedingt
eingeschränkter Infrastruktur
weitgehend qualitätsgerecht
abzuwickeln, obliegen der Bau-
betriebsplanung.

Näheres zu diesem Aufgaben-
gebiet enthält das Eisenbahn-
fachbuch „Eisenbahnbetriebs-
technologie“, das sich im Kapi-
tel 2 dieser Thematik ausführ-
lich widmet, und soll hier nicht
näher betrachtet werden. Die
Bewertung von „Spätablenkun-
gen“ ist in diesem Zusammen-
hang nur eines der baubetrieb-
lich zu betrachtenden Aufga-
bengebiete.

Warum ist die Spät-
ablenkung überhaupt ein
baubetriebliches Thema?

„Züge fahren“ unter baubedingt
eingeschränkter Infrastruktur
erfordert nicht nur einen Koor-
dinationsaufwand in hoher Qua-
lität, sondern auch das Abwei-
chen vom Regelbetrieb. Züge
müssen über alternative Fahr-
wege oder Strecken geplant
und durchgeführt werden; das
Bedienen von Ersatzsignalen
oder das Ausstellen von Befeh-
len wird erforderlich; Fahrplan-
geschwindigkeiten sind zu re-
duzieren und Ähnliches mehr.
Um auch unter den vorgenann-
ten Einschränkungen einen si-
cheren Betriebsablauf gewähr-
leisten zu können, gibt es diver-
se Regeln, die unter Berück-
sichtigung der örtlichen Gege-
benheiten zu beachten sind.
Eine dieser Regeln umfasst die
zu treffenden Maßnahmen beim
Vorliegen einer Spätablenkung.

Was versteht man unter
einer „Spätablenkung“?

Für das Vorliegen einer „Spät-
ablenkung“ sind zwei Aspekte
maßgebend:

� In einem an ein Hauptsignal
anschließenden Weichen-
bereich befinden sich zwi-
schen dem maßgebenden
Signal und der letzten im
anschließenden Weichen-
bereich liegenden Weiche
Abschnitte von mehr als 400
m Länge ohne Weichen.

� Der Fahrtauftrag an dem
maßgebenden Signal wird
mittels eines die Geschwin-
digkeit einschränkendem
Signalbildes oder eines Be-
fehls erteilt.

Während es im Störungsfall er-
forderlich ist, sofort auf Grund-
lage der noch verfügbaren In-
frastruktur über die Maßnah-
men zur Fortführung des Be-
triebes zu entscheiden, so ste-
hen im Rahmen von geplanten
Baumaßnahmen längerfristige
Vorlaufzeiten zur Verfügung, um
die Betriebsabwicklung und
damit einhergehende Maßnah-
men – technische wie betriebli-
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che – zu definieren und vorzu-
bereiten.

Welche Regeln sind im
Zusammenhang  mit einer
„Spätablenkung“ bei
geplanten Baumaßnahmen
zu beachten?

Wird im Rahmen der baube-
trieblichen Planung zu einer
Baumaßnahme festgestellt,
dass im maßgeblichen Stre-
ckenabschnitt eine „Spätablen-
kung“ nach den oben genann-
ten Bedingungen vorliegt, so
sind hierzu Regeln in Ril 406
„Fahren und Bauen“ im Modul
406.1102 „Betrieb und Bau
koordinieren – Rahmenbedin-
gungen“ sowie im Modul
406.1202 „La erarbeiten“ ent-
halten.

Modul 406.1102,
Abschnitt 6, Absatz (5):
„Wenn im Zusammenhang
mit geplanten Baumaßnah-
men bei Fahrten
- auf Hauptsignal mit Ge-
schwindigkeitseinschrän-
kung über neu eingerichte-
te Fahrstraßen oder
- ohne Fahrtstellung eines
Hauptsignals
zwischen dem Signal/Höhe
Signalstandort, an dem die
Zugfahrt zugelassen wird
und dem Ende des anschlie-
ßenden Weichenbereichs
Gleisabschnitte > 400 m
Länge ohne Weichen liegen
und eine an diesen Abschnitt
anschließende Weiche ab-
zweigend befahren werden
muss, liegt eine Spätablen-
kung vor.

Diese Weiche gilt als Ge-
fahrpunkt, für den die Ein-
richtung einer vorüberge-
henden Langsamfahrstelle
mit der dann zulässigen
Geschwindigkeit zu planen
und im Baubetriebsplan im
Zusammenhang mit der je-
weiligen Baumaßnahme zu
dokumentieren ist.“

Hinsichtlich der baubetriebli-
chen Begrifflichkeiten wird auf
das o.a. Fachbuch verwiesen.
Entscheidend in dem hier be-
handelten Themengebiet ist,

dass mit dieser Regelung ver-
hindert wird, dass ein Triebfahr-
zeugführer im Rahmen der Be-
triebsdurchführung während
geplanter Baumaßnahmen auf-
grund der Topographie eines
Streckenabschnitts irrtümlicher-
weise den Eindruck gewinnt,
einen „anschließenden Wei-
chenbereich“ bereits verlassen
zu haben.

Um die hieraus resultierenden
Maßnahmen dem Triebfahr-
zeugführer auch zur Kenntnis
zu bringen, wurde der Anhang
2 des Moduls 406.1202 ange-
passt und um einen La-Beispiel-
eintrag für die „Spätablenkung“
ergänzt (Abbildungen 1 und 2).

1.7 La-Beispieleintrag:
Zusätzliche vorübergehen-
de Langsamfahrstelle bei
Baumaßnahmen, in deren
Folge auf dem abweichen-
den Fahrweg im anschlie-
ßenden Weichenbereich
Gleisabschnitte > 400 m
Länge ohne Weiche befah-
ren werden müssen („Spät-
ablenkung“). Bei Fahrten auf
Hauptsignal mit Geschwin-
digkeitseinschränkung ist
ggf. eine andere zulässige
Geschwindigkeit zu signali-
sieren.

Auf dieser Basis erfolgt somit
sowohl die Umsetzung techni-
scher Maßnahmen (PZB-Siche-
rung der Langsamfahrstelle) als
auch die Information der betrof-

fenen Triebfahrzeugführer mit-
tels der Ihnen zuzuteilenden „La“
(Zusammenstellung der vorü-
bergehenden Langsamfahrstel-
len und anderen Besonderhei-
ten).

Kann das eingeführte „¥“
vorgenannte Maßnahmen
ersetzen?

Tatsächlich liegt die Vermutung
nahe, dass aufgrund der nun
erfolgenden besonderen Infor-
mation des Triebfahrzeugfüh-
rers über das Ende eines an-
schließenden Weichenbereichs
mittels „¥“ im Fahrplan auf die
bisher geltenden Regeln künf-
tig verzichtet werden kann. Ist
der Umkehrschluss statthaft,
dass das Nichtvorhandensein
eines „¥“ im Fahrplan gleichbe-
deutend mit dem noch nicht
vollständig durchfahrenen an-
schließenden Weichenbereich
ist? Wird dem Triebfahrzeug-
führer in ausreichender Weise
vermittelt, wann er diesen
durchfahren hat?

Auch wenn diese Überlegun-
gen sicherlich den Anlass zur
Prüfung einer Änderung (Ver-
einfachung) der Regeln der Ril
406 darstellen, so ist doch in
der Hinsicht Vorsicht geboten,
diese Regeln ab sofort nicht
mehr anzuwenden. Es verblei-
ben weiterhin Argumente, de-
ren betriebssicherheitliche Re-
levanz vor einer Änderung der
bestehenden Regeln zu prüfen

und abzuwägen ist:
a) Das Ende des anschließen-

den Weichenbereichs hin-
ter Einfahr- bzw. Zwischen-
signalen ist nicht durch ein
„¥“ im Fahrplan zu kenn-
zeichnen.

b) Alle „¥“ müssen an der rich-
tigen Stelle aufgeführt sein.
Hierauf aufbauend ist zu re-
geln, wie sicherzustellen ist,
dass diesbezüglich fehler-
hafte Angaben unverzüglich
mittels „La“ sowie anschlie-
ßender Berichtigung der
Fahrplanunterlagen korri-
giert werden können.

c) Während Fahrplanunterla-
gen nur zu bestimmten Zeit-
punkten (Fahrplanwechsel,
Fahrplananpassung) ange-
passt werden können und
einen entsprechenden Da-
tenvorlauf brauchen, wer-
den Infrastrukturänderun-
gen unabhängig hiervon
auch zu anderen Zeitpunk-
ten unterjährig wirksam. Im
Rahmen dieser Infrastruk-
turänderungen kann es aber
auch zu Anpassungsbedarf
hinsichtlich des „¥“ kom-
men (Weichenaus-/-einbau,
Inbetriebnahme neuer Be-
triebsstellen usw.), der für
einen Übergangszeitraum
nicht im Fahrplan nachvoll-
zogen werden kann.

Diese Beispiele zeigen, dass es
auch in Zukunft Regelungsbe-
darf für Stellen im Schienennetz
der DB Netz AG gibt, für die der
Tatbestand der „Spätablen-
kung“ greifen kann, die jedoch
nicht von der „¥“-Regelung ab-
gedeckt sind/sein können.

Fazit

Ein gänzlicher Verzicht zusätzli-
cher Regeln für die „Spätablen-
kung“ wird auch mit Einführung
des „¥“ im Fahrplan nicht in Be-
tracht kommen. Welche Verein-
fachungen letztlich zulässig sein
werden oder welche technischen
Lösungen möglicherweise die
betrieblichen ersetzen, wird Be-
standteil der Fortschreibung des
bestehenden Regelwerks auf
Basis der geänderten Rahmen-
bedingungen sein.                   �

Abbildung 1

Abbildung 2
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Gesetzliche
Grundlagen

Persönliche Schutzausrüstun-
gen sind bereitzustellen und zu
benutzen, wenn trotz umfas-
sender technischer und organi-
satorischer Maßnahmen ein
zusätzlicher Schutz der Be-
schäftigten erforderlich wird.

Persönliche Schutzausrüstun-
gen (PSA), also auch Kopf-
schutz, sind vom Unternehmer
oder dessen Beauftragten (Vor-
gesetzter) nach einer vorange-
gangenen Gefährdungsbeurtei-
lung, unter Beachtung der ein-
schlägigen Vorschriften und
Gesetze (GUV-V A1 „Grundsät-
ze der Prävention“, Arbeits-
schutzgesetz, PSA-Benut-
zungsverordnung) auszuwählen
und den Beschäftigten zur Ver-
fügung zu stellen. Die Kosten
für die Bereitstellung und Unter-
haltung der PSA trägt der Un-
ternehmer.

Die Verpflichtung der Versicher-
ten zur Benutzung des zur Ver-
fügung gestellten Kopfschutzes
ergibt sich aus den Regelungen
der §§ 15, 30 der GUV-V A1
„Grundsätze der Prävention“.
Demzufolge haben die Versi-
cherten die Maßnahmen zur
Verhütung von Arbeitsunfällen,
Berufskrankheiten und arbeits-
bedingten Gesundheitsgefah-
ren zu unterstützen und die
Anweisungen des Unterneh-
mers zu befolgen. Sie haben

die zur Verfügung gestellten
persönlichen Schutzausrüstun-
gen bestimmungsgemäß zu
benutzen. Das Gebotszeichen
M02 (Abbildung 2) weist auf die
Schutzhelmtragepflicht hin.

So viel zur Vorschriftenlage:
Aber vor allem aus Sorge um
seine eigene Gesundheit sollte
es eine Selbstverständlichkeit
sein, dass jeder Beschäftigte
die vorgeschriebene PSA auch
benutzt, und zwar ohne Wenn
und Aber.

Gefährdungs-
beurteilung

Kopfschutz ist immer dann not-
wendig, wenn die Gefährdungs-
beurteilung ergeben hat, dass
mit Kopfverletzungen zu rech-
nen ist, z.B. durch
� herabfallende Gegenstän-

de,
� pendelnde Gegenstände,
� umfallende oder wegfliegen-

„Der Kluge
schützt seinen

Kopf“ oder:

Profis tragen
Kopfschutz

Etwa 10 Prozent der meldepflichtigen Arbeitsunfälle
betreffen den Kopf (Abbildung 1). Man könnte meinen,

dass deshalb die Gefährdung, am Kopf verletzt zu
werden, nicht so groß sei. Zu bedenken ist jedoch, dass
Kopfverletzungen in der Regel besonders schwerwie-
gende Folgen haben und oft sogar tödlich ausgehen.

Auch dieser Sachverhalt war für die EUK Anlass, im
Rahmen des Programms der präventiven Öffentlichkeits-
arbeit für das Jahr 2005 Plakate zum Thema „Persönli-

che Schutzausrüstung –  Kopfschutz“ zu erstellen.

Im folgenden Beitrag informiert Gisela Adler,
Technischer Aufsichtsdienst,

Eisenbahn-Unfallkasse, Frankfurt am Main, über
wichtige Aspekte rund um das Thema Kopfschutz.

Abschließend werden die neuen Plakate vorgestellt.

Abbildung 2: Gebotszeichen

„Schutzhelm benutzen“.

Abbildung 1: Unfallhäufigkeit im gewerblichen Bereich.

Augen 3 %

Arme 11 %

Hände 40 %

Kopf und Hals 10 %

Rumpf 7 %

Beine 12 %

Füße 17 %
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de Gegenstände oder
� Anstoßen an Gegenstände.

Der klassische Kopfschutz ist
der Industrieschutzhelm. Zum
Kopfschutz zählen u.a. auch
Industrie-Anstoßkappen. An-
stoßkappen bieten Schutz bei
Arbeiten und Tätigkeiten, bei
denen der Kopf lediglich durch
Anstoßen an harte, feststehen-
de Gegenstände verletzt wer-
den kann und mit Gefährdun-
gen durch herabfallende, pen-
delnde, umfallende oder weg-
fliegende Gegenstände nicht zu
rechnen ist.

Industrie-Anstoßkappen
stellen daher keinen Ersatz
für Industrieschutzhelme
dar!

In diesem Zusammenhang noch
ein Hinweis bei Unsicherheiten
oder Zweifeln: Überall dort, wo
das Risiko von Kopfverletzun-
gen nicht beurteilt werden kann,
sollte vorsorglich Kopfschutz
getragen werden.

Auswahl
Das Angebot an PSA auf dem
Markt, so auch an Kopfschutz,
ist groß. Deshalb ist eine sorg-
fältige Auswahl erforderlich.
Dabei sind insbesondere zu
beachten:
� Schutzziel,
� CE-Zeichen,
� Tragekomfort,

� Passgenauigkeit,
� hygienische Aspekte,
� persönliche Konstitution,
� Preis.

Konkrete Hinweise und Hilfe-
stellungen bei der Auswahl ge-
eigneten Kopfschutzes bieten
die Regeln für Sicherheit und
Gesundheitsschutz GUV-R 193
„Benutzung von Kopfschutz“,
die Sie auch auf der CD-ROM
„Kompendium Arbeitsschutz“
der EUK finden können. Diese
Regeln bieten durch ihre Struk-
tur bzw. Inhalte eine praxisge-
rechte Unterstützung bei der
Durchführung der Gefährdungs-
beurteilungen in den Betrieben.

Auch die Hersteller von Kopf-
schutz können bei der Auswahl
behilflich sein, denn sie haben
Kenntnisse über die techni-
schen Leistungsdaten ihrer Pro-
dukte, über das Zubehör und
unterstützen ggf. Trageversu-
che.

Konstruktion und
Bestandteile

Schutzhelme

Die Norm DIN EN 397 „Indus-
trieschutzhelme“ legt die allge-
meinen Anforderungen, Anfor-
derungen an die Schutzfunkti-
on, Prüfverfahren und die Kenn-
zeichnung fest. Ein Industrie-
schutzhelm entsprechend DIN

EN 397 besteht aus einer har-
ten Schale, welche die von
außen wirkenden Kräfte auf-
nimmt und in die Innenausstat-
tung weiterleitet. Die Innenaus-
stattung hat die Aufgabe, den
Helm auf dem Kopf zu halten
und die aus der Helmschale
übertragenen Kräfte großflächig
auf den Schädel zu verteilen
(Abbildung 3).

Die Innenausstattung besteht
aus einem Kopfband, einem
Nackenband und einem Dämp-
fungssystem. Kopfband und
Nackenband haben die Aufga-
be, den korrekten Sitz des
Schutzhelmes, auch beim Bü-
cken, zu gewährleisten. Dazu
besitzen sie einen Verstellme-
chanismus zur Anpassung des
Schutzhelmes an die Kopfgrö-
ße des Trägers.

Bei Schutzhelmen wird die
Schutzwirkung im Wesentlichen
durch das Stoßdämpfungsver-
mögen und die Durchdrin-
gungsfestigkeit erreicht. Das
Dämpfungssystem dämpft die
von oben auf den Schutzhelm
einwirkenden Kräfte, so dass
sie nur in abgeminderter Form
auf den Schädel übertragen
werden.

Schutzhelme werden heutzu-
tage ausschließlich aus Kunst-
stoffen gefertigt. Dabei wird
zwischen thermoplastischen
und duroplastischen Kunststof-
fen unterschieden. Das Materi-
al der Helmschale hat einen
entscheidenden Einfluss auf die
möglichen Einsatzbereiche des
Schutzhelmes. Bei unbekann-
ten Einsatzbedingungen sind
Duroplasthelme vorzuziehen.

Schutzhelme werden in ver-
schiedenen Größenbereichen
hergestellt. Die Anpassung auf
den Kopfumfang des Trägers
erfolgt für die jeweilige Kopfgrö-
ße (zwischen 50 und 64 cm)
mittels einer Feineinstellung.

Für spezielle Anwendungen
können an der Helmschale und
auch an der Innenausstattung
als Schutzhelm-Zubehör Teile,
wie z.B. Kinnriemen, Leuchten-
halter, Nackenschutz, Gehör-

schutz, Augenschutz sowie
Gesichtsschutz, angebracht
werden (Abbildung 4). Die Zu-
behör-Teile sind entsprechend
der ermittelten Gefährdungen
auszuwählen. Sie müssen den
für sie geltenden Normen ent-
sprechen und dürfen nur in der
vom Hersteller angegebenen Art
und Weise befestigt werden.
Beachten Sie hierfür die Anga-
ben in den Informationsbro-
schüren des Herstellers.

Anstoßkappen

Industrie-Anstoßkappen müs-
sen die in der DIN EN 812 fest-
gelegten Grundanforderungen
bezüglich Stoßdämpfung,
Durchdringungsfestigkeit und
Gewährleistung des festen Sit-
zes auf dem Kopf erfüllen. Die
Norm macht keinerlei Vorga-
ben hinsichtlich der äußeren
Gestalt von Industrie-Anstoß-
kappen. Deshalb gibt es ge-
genwärtig zwei unterschiedliche
Bauarten von Anstoßkappen;
zum einen die mit einer festen
Außenschale aus Kunststoff und
zum anderen die textilen Kopf-
bedeckungen (Schirmmützen,
Baseballmützen) mit einer ein-
gearbeiteten Kunststoffschale
im oberen Kopfbereich (Abbil-
dung 5).

Kennzeichnung

Kopfschutz muss nach den
Regelungen der PSA-Herstell-
errichtlinie der EG bauartgeprüft
sein. Schutzhelme und Anstoß-
kappen sind mit dem EG-Kon-
formitätszeichen (Kurzzeichen
„CE“) zu kennzeichnen.

Zusätzlich müssen Schutzhel-
me mit einer eingeprägten oder
eingegossenen Kennzeichnung
versehen sein. Bei Anstoßkap-
pen muss die Kennzeichnung
dauerhaft angebracht sein. Die
allgemeine Kennzeichnung
nach Norm muss folgende An-
gaben enthalten:

� EN 397 für Industrieschutz-
helme oder EN 812 für In-
dustrie-Anstoßkappen,

� Name oder Zeichen des
Herstellers,

Abbildung 3:

Aufbau eines

Schutzhelmes

(Längs- und

Querschnitt),

Werksfotos der

Fa. VOSS.
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� Jahr und Quartal der Her-
stellung,

� Typbezeichnung des Her-
stellers,

� Größe oder Größenbereich
(Kopfumfang in cm),

� Kurzzeichen des verwende-
ten Helmmaterials.

Erfüllt der Kopfschutz für be-
sondere Einsätze bzw. Gefähr-
dungen eine oder mehrere Zu-
satzanforderungen, sind weite-
re Angaben in die Kennzeich-
nung einzubeziehen.

Benutzung
Jedem Schutzhelm bzw. jeder
Anstoßkappe muss eine ver-
ständliche und umfassende
Herstellerinformation beiliegen,
die Angaben zu folgenden
Punkten enthalten muss:

� Name und Adresse des Her-
stellers,

� Anweisungen oder Empfeh-
lungen für Lagerung, Ge-
brauch, Reinigung, Instand-
haltung, Wartung, Desinfek-
tion,

� Angaben zu geeignetem Zu-
behör und zweckmäßigen
Ersatzteilen,

� die Bedeutung der zusätzli-
chen Anforderungen und
Angaben zu Benutzungs-
einschränkungen,

� Einsatzgrenze oder Einsatz-
dauer des Helms bzw. der
Anstoßkappe.

Es lohnt sich also durchaus, in
diese Broschüren hineinzu-
schauen.

Informationen zur Gebrauchs-
dauer von Schutzhelmen und
Anstoßkappen sind in der Infor-
mationsbroschüre des Herstel-
lers zu finden.

Nach einer starken Beauf-
schlagung und bei sichtba-
ren Mängeln (z.B. Oberflä-
chenrisse, Zerfaserung,
Bruchstellen, Abplatzun-
gen) dürfen Schutzhelme
bzw. Anstoßkappen nicht
mehr weiterbenutzt werden,
auch wenn die in der Her-
stellerbroschüre genannte
Gebrauchsdauer noch nicht
erreicht ist!

Bedenken Sie dabei stets, dass
Beschädigungen oder Zerstö-
rungen nicht immer von außen
erkennbar sein müssen.

Die Haltbarkeit der Helme, ins-
besondere der Helmschalen,
hängt von mehreren Einfluss-
faktoren ab, z.B. vom verwen-
deten Material.

Helmschalen aus Duroplasten
unterliegen keiner alterungsbe-
dingten Beeinträchtigung ihrer
Schutzfunktion. Weil andere Ein-
flüsse, z.B. Witterungseinflüs-
se, eine Rolle spielen können,
sollte die Gebrauchsdauer, ge-
messen ab Herstellungsdatum,

auf maximal acht Jahre begrenzt
werden.

Helmschalen aus Thermoplas-
ten können durch UV-Bestrah-
lung, Witterungseinflüsse und
Luftverunreinigungen ihre Fes-
tigkeit teilweise verlieren. Des-
halb sollte die Gebrauchsdau-
er, gemessen ab Herstellungs-
datum, auf maximal vier Jahre
begrenzt werden.

Zur Feststellung der Versprö-
dung des Kunststoffes ist für
Helmschalen aus nicht glasfa-
serverstärkten thermoplasti-
schen Kunststoffen der sog.
Knacktest zu empfehlen. Dabei
wird die Helmschale seitlich
leicht eingedrückt bzw. der
Schirm leicht verbogen. Nimmt
man Knister- oder Knackgeräu-
sche wahr, sollte der Helm aus-
gesondert werden.

Defekte oder unansehnlich ge-
wordene Helmbestandteile (In-
nenausstattung, fest eingebau-
ter Gesichtsschutz, Schweiß-
bänder) bzw. Teile von Anstoß-
kappen dürfen nur durch Origi-
nalersatzteile desselben Her-
stellers ersetzt werden.

Schutzhelme bzw. Anstoßkap-
pen können ihre Schutzwirkung
nur erfüllen, wenn sie dem Be-
nutzer passen oder auf seine
Kopfgröße eingestellt werden
können. Die individuelle Einstel-
lung auf den Kopfumfang er-

folgt durch eine entsprechende
Verstellung des Kopf- bzw. Na-
ckenbandes.

Wartung und
Pflege

Vor jeder Benutzung ist der
Kopfschutz vom Beschäftigten
auf augenscheinliche Mängel
und Schäden hin zu prüfen
(Sicht-/Funktionsprüfung). Fest-
gestellte Mängel sind dem Un-
ternehmer bzw. Vorgesetzten
zu melden.

Kopfschutz ist in regelmäßigen
Abständen nach den Angaben
des Herstellers (Reinigungsme-
thode, -mittel) zu reinigen. Die
Innenausstattung  kann  z.B.
bei Verschmutzung mit lauwar-
mem Seifenwasser abgewa-
schen werden. Verschmutzte
Schweißbänder aus Leder sol-
len durch neue ersetzt werden.

Akzeptanz

Um zu gewährleisten, dass der
Kopfschutz auch getragen wird,
sollte der Unternehmer eindeu-
tige Regelungen zur Benutzung
treffen und sich außerdem durch
persönliche Kontrollen davon
überzeugen, dass seine Anwei-
sungen befolgt werden.

Die konsequente Benutzung
des Kopfschutzes ist nämlich

Abbildung 4, links:

Schutzhelm mit integriertem Augenschutz, Werksfoto der Fa. Schuberth.

Abbildung 5, oben:

Anstoßkappe, Werksfoto der Fa. VOSS.
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häufig ein Schwachpunkt bei
der Umsetzung von Schutz-
maßnahmen. Mit Vorschriften
zu argumentieren, zeigt eher
eine geringe Wirkung. Wir-
kungsvoller ist Überzeugungs-
arbeit, z.B. in den regelmäßig
stattfindenden Unterweisun-
gen. Dort kann, auch anhand
von Unfällen oder Beinahe-Un-
fällen, über die möglichen Fol-
gen gesprochen werden, die
aus Unkenntnis oder Gleichgül-
tigkeit gegenüber Gefährdun-
gen resultieren. Daneben muss
erörtert werden, warum Be-
schäftigte den Kopfschutz nicht
tragen. Häufig geäußerten
Schutzbehauptungen, wie „mir
ist noch nie etwas passiert“ oder
„die PSA behindert mich bei der
Arbeit“ kann man wirksam be-
gegnen: Für die eigene Gesund-
heit sollten eventuelle Erschwer-
nisse in Kauf genommen wer-
den, selbst wenn es ohne
Schutzmaßnahmen leichter ge-
hen sollte und die Benutzung
der PSA eventuell vorüberge-
hend Unbequemlichkeiten mit
sich bringt. Bitte bedenken Sie
dabei aber auch:

Das Gewöhnen an die Benut-
zung einer PSA ist ein Prozess,
vergleichbar mit dem Gewöh-
nen an eine neue Brille, neue
Schuhe usw.

Motivierend ist es auch zu beto-
nen, dass das Tragen von PSA
den Profi auszeichnet. Nicht zu
unterschätzen ist ebenso das
vorbildliche Verhalten der Vor-
gesetzten. Ohne die Vorbildwir-
kung von Vorgesetzten sind alle
Bemühungen um bessere Tra-
geakzeptanz zum Scheitern

verurteilt. Nicht zuletzt sollten
die Beschäftigen bei der Aus-
wahl der PSA nach Möglichkeit
beteiligt werden und diese ggf.
selbst erproben. Schwerpunk-
te der Beurteilung sollen hierbei
sein: Schutzwirkung, Trage-
komfort, Gebrauchsdauer.

Neue Plakate

Im Rahmen des Programms der
präventiven Öffentlichkeitsarbeit
der EUK für das Jahr 2005 sind
zum Thema „Persönliche
Schutzausrüstung – Kopf-
schutz“ vier Plakate erstellt wor-
den. Mit den Plakaten soll Auf-
klärungsarbeit für die Benutzung
von geeignetem Kopfschutz
betrieben werden. Den Be-
schäftigten soll durch die bildli-
che Darstellung erneut bewusst
gemacht werden, welchen Ge-
fährdungen sie bei ihren Tätig-
keiten ausgesetzt sind und dass
sie sich durch konsequentes
Benutzen des bereitgestellten
Kopfschutzes vor Verletzungen
durch herabfallende, umfallen-
de, pendelnde oder wegfliegen-
de Gegenstände bzw. durch
Anstoßen schützen können. In-
sofern ist es das Ziel der Plakat-
aktion, die Beschäftigten zu si-
cherheitsgerechtem Verhalten
zu motivieren.

Unternehmer und Vorgesetzte
sollen die Plakate zum Anlass
nehmen, in Unterweisungen die
Trageakzeptanz für den Kopf-
schutz zu erhöhen, indem sie
die Schutzmaßnahmen für die
konkrete Tätigkeit erläutern und
in diesem Zusammenhang auch
einfordern, dass ihre Anweisung

zum Tragen von Kopfschutz
befolgt wird.

Die Plakate haben unterschied-
liche Schutzziele zum Inhalt. So
können Verletzungen des Kop-
fes durch Anstoßen an Hinder-
nisse erfolgen. Für solche Tä-
tigkeiten, z.B. in Arbeitsgruben
von Werkstätten, haben sich
Anstoßkappen bewährt.

Schutzhelme müssen überall
dort getragen werden, wo Ge-
genstände herabfallen können
oder pendelnde Lasten eine
Rolle spielen können.

Die Plakate können von Stellen
im Zuständigkeitsbereich der
EUK kostenlos bei Michael Be-
cker, E-Mail:
h.michael.becker@euk-info.de,
angefordert werden.

Und denken Sie bitte stets da-
ran:


